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Im Alltag wird „schwul“ mal schnell als Synonym für „Scheiße“
genutzt oder gerne als Beleidigung geäußert, wenn sich ein
Mann nicht seinem Stereotyp entsprechend verhält. Das „Coming
Out“  Vieler  wird  belächelt  und  als  Phase  abgetan.  Oder
schlimmer:  Freunde  wenden  sich  ab,  Mitschüler_innen  wollen
nicht,  dass  man  sich  im  Sportunterricht  in  der  gleichen
Umkleidekabine umzieht und Eltern fangen an zu weinen, wenn
man ihnen davon erzählt, und versuchen, es vor den Verwandten
zu vertuschen. Auch Kolleg_innen, die gegen das Adoptionsrecht
von gleichgeschlechtlichen Paaren wettern oder der Trans-Frau
aus der anderen Abteilung abwertende Blicke zuwerfen, während
sie  hinterrücks  abfällige  Kommentare  von  sich  geben,  sind
keine bloßen Einzelfälle. Es sind Beispiele, die den Alltag
vieler Menschen beschreiben.

„Warum müssen die sich so zur Schau stellen? Niemand hat was
gegen Schwule und Lesben“, tönt es von den Stammtischen. Dass
dem  nicht  so  ist,  zeigt  das  Projekt  Maneo.  Die  Berliner
Initiative erfasst Gewalttaten gegen LGBTIA im Berliner Raum.
Im  Jahr  2014  hat  sie  500  Fälle  registriert,  die  in
Zusammenhang mit Homophobie stehen. Die Dunkelziffer ist aber
höher, denn ähnlich wie bei rassistischen und sexistischen
Übergriffen werden die meisten Beleidigungen oder Übergriffe
nicht gemeldet. Wenn doch, werden sie meistens nicht von der
Polizei anerkannt und als solche registriert.

Auch die sogenannten „Demo für Alle“-Proteste zeigen auf, dass
das Abweichen von der Heterosexualität noch lange nicht zur
großen Selbstverständlichkeit geworden ist. Als man in Baden-
Württemberg 2014 Homo- und Transsexualität  in den Lehrplan
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des Biologieunterrichtes  integrieren wollte, sind  „besorgte
Eltern“ unter dem fadenscheinigen Titel „Demo für Alle! Ehe
und Familie vor! Stoppt Gender-Ideologie und Sexualisierung
unserer Kinder“ auf die Straße gegangen – natürlich nur, um
ihre Kinder zu schützen.

Sicher ist, dass Homo- und Bisexualität akzeptierter sind als
vor einigen Jahrzehnten, während man von Trans-, Inter- und
Asexualität  (oder  sogenannten  „Randgruppen“)  lieber  nicht
spricht.  Festhalten  kann  man  allerdings  auch,  dass
Aufklärungsprogramme an einzelnen Schulen oder Kampagnen nicht
gereicht  haben,  um  LGBTIA-Feindlichkeit  vollkommen  aus  der
Gesellschaft  zu  löschen.  Ablehnung  und  Gewalt  sind  keine
Einzelerfahrungen. Woran liegt das?

Angriff auf die bürgerliche Familie
Um diese Frage zu beantworten, muss man einen Blick in die
Geschichte  werfen.  Die  sexuelle  Unterdrückung  manifestiert
sich  in  der  bürgerlichen  Familie  und  ist  eng  mit
Frauenunterdrückung  verbunden.

Die Familie hat im Verlauf der Jahrhunderte eine Entwicklung
durchgemacht.  Es  ist  falsch  anzunehmen,  dass  schon  immer
Männer arbeiten gegangen sind, während die Frau treuergeben
sich zu Hause um die Kinder gekümmert hat. Angefangen hat dies
seit  der  Entstehung  von  Klassengesellschaften.  Vorher
existierten  Clans  und  lose  Verwandtschaftsgruppen.

Im Übergang zu den ersten Klassengesellschaften entwickelte
sich  die  Ackerbaugemeinde  mit  patriarchalischer  Großfamilie
(Hausgenossenschaft).  Die  alten  Sippenverbände  lösten  sich
auf. Der Begriff Familie stammt aus dem Lateinischen famulus:
der Sklave. Kriegsgefangene wurden zu Haussklaven, für Frauen
musste  ein  Brautpreis  bezahlt  werden,  dessen  Vorschuss
heranwachsende Männer beim Oberhaupt der Familie abarbeiten
mussten.  So  entstanden  sklavenähnliche  Abhängigkeiten  auch
innerhalb der Familie, bei den Frauen und den Jungen. Die



Familie ist somit auch Keimzelle der Ausbeutergesellschaften
(„primitive“  Haussklaverei),  nicht  nur  Hort  sozialer  und
sexueller Unterdrückung von Jugendlichen und Frauen.

Diese patriarchale Großfamilie, der Grund und Boden gehörte
bzw. diesen von der (patriarchalen) Dorfgemeinde zugewiesen
bekam, war die ursprüngliche Produktionseinheit, die Zelle der
ersten Klassengesellschaft. Das heißt, alle Mitglieder dieser
Großfamilie waren in den Produktionsprozess integriert.

Mit dem Beginn der kapitalistischen industriellen Revolution
hat sich dies ebenfalls gewandelt. Zwar wurden anfangs alle
Mitglieder  des  Familienverbandes  in  die  Produktion
miteinbezogen,  aber  man  produzierte  nicht  mehr  für  sich
selber,  sondern  arbeitete  nur  noch  in  kapitalistischen
Fabriken  und  Landwirtschaftsbetrieben.  Die  Familie  blieb
erhalten, um die Arbeitskraft zu reproduzieren. Frauen mussten
zuvor  neben  der  Reproduktionsarbeit  dezentral  organisierte
Heimarbeiten  (Weben,  Nähen  etc.)  verrichten.  Im  Zuge  der
Entwicklung  und  Rationalisierung  der  Produktivkräfte  wurden
sie Schritt für Schritt in den Produktionsprozess integriert.
Die  Einführung  von  Maschinen  in  der  Industrieproduktion
erlaubte  es  allen  Teilen  der  Arbeiter_innenklasse  –  egal
welchen  Geschlechts  oder  Alters  -,  im  Produktionsprozess
nützlich zu sein. Zum einen, um die Löhne der Arbeiter zu
drücken,  da  der  Kapitalismus  es  schon  damals  als
selbstverständlich ansah, Frauen schlechter zu bezahlen und
zum  anderen,  um  dem  wachsenden  Maß  an  gesellschaftlicher
Arbeit gerecht zu werden. Zum Dritten verteilte sich der Wert
der Arbeitskraft auf alle arbeitsfähigen Familienmitglieder.

Nicht  endende  Arbeitstage,  sowie  Kinder-  und  Frauenarbeit
sorgten  dafür,  dass  die  Arbeiter_innen  sich  nicht
reproduzieren  konnten.  In  Zuge  von  Reformen  wurden  dann
Arbeitsschutzgesetze  erlassen,  die  die  Einschränkung  der
Arbeitszeit und -tätigkeit – besonders für Frauen und Kinder –
mit  sich  brachten.  Dies  bedeutete,  dass  die  bereits
existierende  Trennung  zwischen  Hausarbeit  und



gesellschaftlicher Produktion verschärft und die Unterdrückung
der Frauen dadurch verstärkt wurde

Im Zuge der Entwicklung der Arbeiter_innenaristokratie wurde
das Ideal der bürgerlichen Familie in die Arbeiter_innenklasse
getragen. Die Arbeiter_innenaristokratie, also der Teil der
Klasse,  der  durch  Lohnkämpfe  zu  mehr  Wohlstand  gelangte,
konnten sich durch eben diesen Wohlstand es leisten, dass die
Frauen nicht arbeiten gehen mussten, sondern zu Hause den
Haushalt machen „durften“.  So wurde die bürgerliche Familie
ebenfalls  ein  Ideal  der  Arbeiter_innenklasse,  da  der
Reformismus auf der Arbeiter_innenaristokratie fußte und ihren
Konservativismus verstärkte, statt ihn zu bekämpfen.

Was  hat  die  Familie  mit  Homophobie  zu
tun?
Das Bild der Familie, die glücklich in ihrem Eigenheim Zeit
verbringt und wo der Mann arbeiten geht, die Frau tagtäglich, 
unermüdlich Hausarbeit verrichtet sowie sich um die Kinder
kümmert,  wurde  jahrzehntelang  propagiert  und  als  Ideal
verbreitet. Überall wo man hinschaut, sieht man in der Werbung
und  in  Filmen  stets  das  Bild  der  zufriedenen  Eltern  und
glücklicher Kinder. Sexuelle Gewalt, Missbrauch und Frauen-
sowie Jugendunterdrückung werden dabei gerne totgeschwiegen.
Und  das  obwohl  die  Studie  „Gewalt  gegen  Frauen  in
Paarbeziehungen“ aus dem Jahr 2009 vom Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend aufgezeigt hat, dass etwa
jede fünfte bis siebte Frau, die zum Befragungszeitpunkt in
einer Paarbeziehung lebte (13 – 20 Prozent), in relevantem
Maße Formen psychisch-verbaler Gewalt, Kontrolle und Dominanz
durch den aktuellen Partner ausgesetzt war.

Wie  wir  schon  festgestellt  haben,  ist  die  Familie  ein
Stützpfeiler  des  Kapitalismus.  Sie  regelt  die
Erbschaftsverhältnisse für die herrschende Klasse, während sie
für die Arbeiter_innen als Reproduktionsort dient. Aber nicht



nur  das,  sie  dient  in  der  Gesellschaft  auch  dazu,
vorherrschende  Werte  und  Normen  zu  reproduzieren,  die  dem
Kapitalismus nutzen. Homosexualität passt da nicht rein, da es
das Bestehen der Familie im klassischen Sinne angreift. Zum
einen durch die Tatsache, dass Geschlechterstereotypen direkt
damit angegriffen werden. Wer kümmert sich um die Kinder? Wer
geht arbeiten? All das sind Fragen, die dadurch aufgeworfen
werden.  Auch  den  Ursprung  der  Transphobie  kann  man  hier
finden. Die Tatsache, dass es Menschen gibt, die sich nicht
dem Geschlecht, das ihnen bei Geburt zugeordnet worden ist,
einfach „fügen“, ist für viele Konservative ein Graus aus
genau  dem  Grund.  Zum  anderen  greift  Homosexualität  die
bürgerliche Familie an, weil sie Sex nicht nur zum Kinder
Bekommen darstellt, sondern aufzeigt, dass man diesen auch zum
Spaß  und  Vergnügen  haben  kann.  Das  stellt  indirekt  die
Monogamie  in  Frage,  die  zentral  für  die  Erbschaftslinien
innerhalb des Kapitalismus ist.

Viele Lesende werden sich vielleicht fragen: Das ist ja alles
gut und schön, aber ist es nicht gerade so, dass es die
„typische“ Familie eigentlich nicht mehr wirklich gibt? Ja,
das stimmt zum Teil. Aufgrund von unterschiedlichen Faktoren
kann man sagen, dass es eine gewisse Auflösungstendenz der
Familie  innerhalb  des  Kapitalismus  gibt.  Konkret  in
Deutschland  kann  man  das  mit  der  angestiegenen  Zahl
alleinerziehender  Mütter  oder  der  Zunahme  von  sogenannten
Singlehaushalten belegen.

Das hängt allerdings nicht damit zusammen, dass es progressive
Schritte zur Auflösung der Familie gibt. Vielmehr schwindet
die materielle Sicherheit, die die Basis für die Familie legt.
Viele junge Leute arbeiten in prekären Verhältnissen und haben
unsichere Zukunftsperspektiven. Leih- und Zeitarbeit, Praktika
und schlecht bezahlte Ausbildungen laden nämlich die wenigsten
dazu ein, sich über die Finanzierung eines Eigenheims oder von
Kindern Gedanken zu machen. Dennoch ist das propagierte Ideal
in den Medien die vierköpfige Familie.



Zwar gibt es Auflösungstendenzen der Familie im Kapitalismus
und einen gewissen Spielraum für die Anerkennung der Rechte
von  LGBTIAs  –  die  sind  aber  nicht  von  großer  Dauer.  In
Krisenzeiten werden Kosten auf die Arbeiter_innen abgewälzt.
Rechtspopulist_innen wie die AfD treten für die Stärkung der
Familie ein – aus dem Grund, dass sie um ihre Erschütterung
als  Grundpfeiler  des  Kapitalismus  wie  aller  vorhergehenden
Klassengesellschaften  fürchten.  Das  bezieht  sich  auf  ihre
Rolle  als  Reproduktionsort  der  Arbeitskraft  bei  den
Lohnabhängigen, als Erbinstanz des Reichtums bei herrschenden
und  mittleren  Klassen  wie  auch  ihre  Vermittlungsrolle  für
monogame,  heterosexuelle   Sexualmoral.  Die  Familie  ist  im
Kapitalismus  wie  die  Ware  eine  Keimzelle  der
Gesellschaftsordnung,  Stabilisatorin  des  Systems  der
Herrschenden!

Was heißt das konkret? Die Ablehnung von LGBTIA ist genauso
wenig wie Sexismus oder Rassismus bloßes Resultat von Ideen in
Köpfen  von  Menschen,  die  man  einfach  nur  so  durch  genug
Gespräche oder Aufklärungskampagnen wegkonstruieren kann. Sie
besitzen eine materielle, sich stets reproduzierende Grundlage
und sind Teil des Kapitalismus: die bürgerliche Familie, die
die  Trennung  von  Produktion  und  Reproduktion  manifestiert.
Doch was stellt man dieser entgegen?

Kämpfe verbinden!
An Schulen und Universitäten fordern wir die Aufnahme von
LGBTIA-relevanten Themen in den Lehrplan durch Lehrende und
Lernende. Beispielsweise müssen im Aufklärungsunterricht auch
Sexualitäten neben der Heterosexualität erklärt werden – ohne
negative  Äußerungen.  Außerdem  treten  wir  für  die  Gründung
einer  Schüler_innen-  und  Studierendengewerkschaft  ein,  die
nicht nur die Interessen der Lernenden vertritt, sondern sich
auch  aktiv  gegen  Diskriminierung  einsetzt  und  diese
thematisiert. Im Betrieb kämpfen wir für Betriebsgruppen, die
sich  gegen  Sexismus,  Rassismus  und  LGBTIA-Feindlichkeit



positionieren  und  durch  Veranstaltungen  oder
Betriebsversammlungen über die Diskriminierung aufklären. Wir
treten zusätzlich für ein Caucusrecht auch für LGBTIAs in
Gewerkschaften  und  anderen  Organen  der  Arbeiter_innenklasse
ein. Die Caucuses (Recht auf gesonderte Treffen von sozial
Unterdrückten)  sind  wichtig,  um  von  Diskriminierung
Betroffenen den Raum zu geben, konkret über ihre Erfahrungen
zu  sprechen  sowie  mögliche  Diskriminierung  innerhalb  der
Organisationen äußern und für deren Abschaffung eintreten zu
können.  Sie  stärken  somit  das  Selbstbewusstsein,  die
Lernfähigkeit und Kampfkraft der Unterdrückten (Empowerment).

Am zentralsten für Revolutionär_innen ist aber die Forderung
nach  Vergesellschaftung  der  Hausarbeit.  Diese  greift  die
Trennung von Reproduktion und Produktion offen an – und somit
die  Wurzel  der  sexuellen  Unterdrückung,  die  bürgerliche
Familie.  Erst  die  Sozialisierung  der  Reproduktionsarbeit
erleichtert insbesondere das Los der proletarischen Frauen.
Sie ermöglicht erst die vollständige und gleiche Verteilung
aller  Arbeiten  auf  alle  Geschlechter  und  Menschen
verschiedener sexueller Orientierung. Alle betreuen Alte und
Kinder,  unabhängig  davon,  ob  es  sich  um  eigene  Verwandte
handelt oder nicht. Alle lernen und praktizieren Berufe und
Tätigkeiten, die ehemals getrennt nach Geschlechtern ausgeübt
wurden.  Sozialismus  heißt  eben  auch:  vollständige
Sozialisierung  der  notwendigen  Arbeiten!

Kampf  gegen  LGBTIA-Diskriminierung  heißt  auch:  Kampf  dem
Sexismus, Kampf dem Rassismus! Wenn es darum geht, für die
Rechte  von  Geflüchteten  einzutreten,  darf  man  explizite
Schutzmaßnahmen  für  LGBTIAs  nicht  außen  vorlassen,
genausowenig wie für Frauen. Diskriminierung und Verfolgung in
anderen  Ländern  sind  legitime  Fluchtgründe  und  LGBTIA-
Feindlichkeit und Sexismus dürfen nicht für rassistische Hetze
instrumentalisiert  werden.  Deswegen  stehen  wir  für  eine
multiethnische,  internationale  Gesamtarbeiter_innenbewegung
und insbesondere eine solche proletarische Frauenbewegung ein,



die diese Kämpfe zusammenführt!

LGBTIA als Fluchtursache
Sophie  Amecke,  Frauenzeitung  Nr.  4,
ArbeiterInnenmacht/REVOLUTION,  März  2016

Homosexualität steht in ca. 70 Ländern unter Strafe. Diese
reichen  von  Geldstrafen  über  lebenslange  Haft  bis  zu
Todesstrafen. Die Todesstrafe auf Homosexualität gilt im Iran,
Katar, Sudan und Saudi-Arabien, im Jemen und in Mauretanien
nur für Männer und in Somalia und Nigeria nur in bestimmten
Gegenden.

Doch auch in Staaten, wo Homosexualität legal ist, wie in
Russland  oder  den  Balkanstaaten,  werden  LGBTIA-Personen
(Lesbian,  Gay,  Bisexual,  Transgender,  Inter-,  Asexual)  oft
wegen  ihrer  sexuellen  Orientierung  diskriminiert.  Auch
Misshandlung  und  gewaltsame  Übergriffe  sind  an  der
Tagesordnung.

Das sind Gründe, die die Menschen dazu bewegen, aus ihrem
Herkunftsland zu flüchten. Sie hoffen, in anderen Ländern in
Frieden und ohne Angst leben zu können. Doch oft bietet die
Flucht  nicht  das,  was  sich  viele  erhoffen.  Sie  sind  der
Homophobie  anderer  Flüchtlinge  ausgesetzt  und  müssen  ihre
sexuelle  und/oder  geschlechtliche  Identität  verbergen.  Dies
ist  besonders  in  den  Sammelunterkünften  mit
Gemeinschaftsduschen  und  Gruppenschlafräumen  sehr  schwierig
und die Betroffenen sind dauerhaftem Stress ausgesetzt.

Oft sind sie erneut von Gewalttaten betroffen. Ausreichend
soziale und psychische Betreuung ist nicht gegeben.
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Eine  dezentrale  Unterbringung  mit  gesonderten  Unterkünften
wäre wünschenswert, um den nötigen Schutz zu gewährleisten.
Berlin ist diesbezüglich ein Vorreiter, aber leider auch eine
Ausnahme. Bis Mitte Februar ist ein LGBTIA- Flüchtlingsheim
mit 120 Plätzen in Planung. Bisher steht allerdings noch kein
Gebäude  zur  Verfügung.  Weder  Mietvertrag  noch  der
Betreibervertrag mit dem Landesamt für Gesundheit und Soziales
(LaGeSo) waren indes bis zum 31.1.2016 unterschrieben. Die
Unterbringung ist besonders wichtig, da sich Asylanträge über
Jahre  hinweg  hinziehen  können.  Das  Berliner  Zentrum  für
Migranten, Lesben und Schwule (MILES) berichtet von 95 seinen
Mitarbeiter_innen  bekannt  gewordenen  Fällen  verbaler,
körperlicher oder sexualisierter Attacken. Zudem habe es seit
April  bei  19  von  34  Ämterbegleitungen  Beleidigungen  durch
Dolmetscher_innen  oder  Wachpersonal  gegeben.  LesMigraS,  der
Antidiskriminierungsbereich  der  Berliner  Lesbenberatung,
erklärt, dass handfeste „körperliche Gewalt in den Heimen eher
selten“ sei. In den Unterkünften herrsche eine „Atmosphäre der
Resignation“. Saideh Saadat-Lendle von LesMigraS schildert den
Fall  eines  jungen  homosexuellen  Afrikaners,  der  in  der
Unterkunft befummelt und verhöhnt worden sei.

Er erduldete diese Übergriffe aus Angst, dass seine Familie
von der Homosexualität erfahren könne. „Ein Transmann, also
eine Frau, die körperlich ein Mann werden wolle“, wollte sich
aus Angst, in der Unterkunft angegangen zu werden, umbringen,
weil  die  vor  der  Flucht  nach  Deutschland  begonnene
Hormontherapie hier abgesetzt wurde – aus Gründen, die dem
bürokratischen  Asylverfahren  geschuldet  sind,  wie  u.a.  dem
eingeschränkten  Zugang  zum  deutschen  Gesundheitswesen  (ND,
1.2.2016).

Die  Bewilligung  des  Antrags  ist  dann  eine
Einzelfallentscheidung,  die  oft  sehr  willkürlich  ausfällt.
Verfolgung  aufgrund  der  sexuellen  und/oder  geschlechtlichen
Identität  ist  zwar  ein  Grund  für  Asyl,  die  bloße
strafrechtliche Verfolgung auf dem Papier in dem jeweiligen



Land reicht jedoch nicht aus. Die Antragsteller_innen müssen
nachweisen, dass sie auch abweichend von der allgemeinen Lage
verfolgt wurden. Doch das glaubwürdig zu beweisen ist nicht
leicht,  wenn  in  ihren  Herkunftsländern  LGBTIA-Begehren  und
LGBTIA-Identitäten sowie der offene Umgang damit tabuisiert
sind. Oft wird ihnen unterstellt, die Unwahrheit zu sagen, um
ihre Chancen auf Asyl zu erhöhen.

Ein weiteres Problem sind die RichterInnen, die sich oft von
Vorurteilen leiten lassen. Sieht der oder die Betroffene nicht
wie ein/eine Homosexuelle/r aus, wird ihr oder ihm nicht immer
geglaubt. Häufig müssen sich die Betroffenen von sogenannten
„Gutachtern“ auf die „Qualität ihrer homosexuellen Neigungen“
überprüfen lassen. Ist nach Ansicht der GutachterInnen ein
„Ausweichen auf eine heterosexuelle Lebensweise“ möglich, wird
kein  Asyl  gewährt.  Einige  Flüchtlinge  trauen  sich  nicht
einmal,  ihren  wahren  Fluchtgrund  anzugeben.  Dies  kann  zum
einen daran liegen, dass sie nicht über die gesetzliche Lage
in Deutschland informiert sind. Sie befürchten, dass ihnen
auch hier Strafe droht. Ein anderer Grund dafür ist die Angst,
die Dolmetscher_innen aus ihrem Heimatland könnten sie an die
dortige Regierung verraten, weil sie oft mit den Botschaften
der Herkunftsländer zusammenarbeiten. Falls der Antrag dann
abgelehnt würde, würde ihnen eine hohe Strafe drohen.

Deshalb fordern wir:

dezentrale Unterbringung für ALLE Geflüchteten
sensiblen Umgang in der Unterbringung für die besonderen
Bedarfe von LGBTIA
ausreichende  soziale,  psychologische  und  medizinische
Betreuung  in  den  jeweiligen  Herkunftssprachen  der/des
Einzelnen
rechtliche Unterstützung bei LGBTIA Themen
Sensibilisierung  und  Schulung  aller  HelferInnen  und
MitarbeiterInnen.



Debatte  im  NAO-Prozess:  Zur
Frage  der  “Überwindung  des
Geschlechterverhältnisses”
Helga  Müller  /  Markus  Lehner,  Neue  Internationale
Frauenzeitung,  März  2013

Seit Mitte 2012 beteiligt sich die Gruppe Arbeitermacht aktiv
an  der  Formierung  einer  „Neuen  antikapitalistischen
Organisation“ (NAO). In der Diskussion um deren politische
Grundlagen nimmt die Frage des Geschlechterverhältnisses zu
recht  einen  zentralen  Stellenwert  ein.  Einigkeit  besteht
darin, dass der Kampf gegen die Unterdrückung der Frauen wie
gegen  Sexismus  und  die  Zuschreibung  reaktionärer
Geschlechterrollen  eine  zentrale  Frage  jeder  Organisation
bilden  muss,  die  ernsthaft  als  antikapitalistisch,
revolutionär  und  emanzipatorisch  gelten  will.

Aber zugleich zeigt sich, dass es im NAO große Differenzen
bezüglich  des  Verständnisses  der  Ursachen  der
Frauenunterdrückung  gibt.  Im  folgenden  wollen  wir  anhand
einzelner Fragestellungen unsere Haltung genauer darstellen,
tw.  in  bewusster  Abgrenzung  zu  „de-konstruktivistischen“
Theoriesträngen oder Grundannahmen.

Wie  kann  sexistisches  Verhalten
überwunden werden – allein durch ständige
Aufklärungsarbeit  und  entsprechende
Verhaltensänderung von Männern?
Sexistisches  Verhalten  ist  auch  nach  Dekaden  von
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„Aufklärungsarbeit“,  kritischer  „Dekonstruktion“
verschiedenster  noch  so  versteckter  Naturalisierungs-
Ideologien in Bezug auf Geschlechterrollen, selbstkritischer
Überwindung  von  „Identitätspolitik“  etc.  nicht  im  Abnehmen
begriffen  –  weder  gesellschaftlich,  noch  in  linken
Organisationen. Tatsächlich sind reaktionäre Frauenbilder und
Rollenzuschreibungen in den letzten Jahren (und speziell mit
der  Verschärfung  der  kapitalistischen  Krise)  auch  in  den
Metropolen wieder auf dem Vormarsch. Um das zu sehen, bedurfte
es nicht erst der Brüderle-Episode.

Die Vorstellung, durch bloße „Dekonstruktion“ und Analyse der
versteckt  sexistischen  Einstellungen,  der  Entlarvung  von
scheinbar  natürlichen  Geschlechterverhältnissen  als
„gesellschaftliche  Konstrukte“  ließe  sich  praktisch  etwas
verändern, ist letztlich eine zutiefst idealistische Illusion.
Die dialektische Analyse von „naturwüchsigen“ oder sich als
„natürlich“  verschleiernden  gesellschaftlichen  Verhältnissen
kann nicht bei der Aufdeckung dieser ideologischen Täuschung
stehen bleiben – sie muss auch die materielle Gewalt dieser
Illusion, die Notwendigkeit, mit der sich diese Täuschung den
Subjekten aufzwingt, darstellen.

So reichte es Marx nicht, mit dem Warenfetisch offenzulegen,
dass die Warenform zur Verkleidung eines gesellschaftlichen
Verhältnisses  als  sachliches,  scheinbar  „naturgesetzlich“
bestimmtes  dient.  Er  zeigte  zugleich  die  objektiven
Bedingungen  (die  ungeplante  unmittelbare  Gleichsetzung  von
abstrakt-allgemeiner Arbeit mit gesellschaftlicher Arbeit in
einer  Gesellschaft  verallgemeinerter  Warenproduktion),  die
diese  Illusion  nicht  nur  hervorbringen,  sondern  auch  im
täglichen Verhalten als immer schon vorausgesetzt notwendig
machen.  Im  Alltag  kapitalistischer  Gesellschaften  werden
selbst  noch  so  große  Kritiker  des  Warenfetischs  wie
selbstverständlich sich so verhalten, als sei Geld mit einem
sachlichen Anspruch auf „absolute Wahlfreiheit“ auf alles und
jedes (die Ware an sich)  verbunden. Die Illusionen über das



Kapitalverhältnis, ob sie sich auf Waren, Lohn, Zinsen oder
sonstiges beziehen, verschwinden eben nicht durch noch so gute
Kritik oder „Dekonstruktion“.

Sie  werden  durch  die  immanenten  Widersprüche  im
Kapitalverhältnis immer wieder erschüttert, können durch den
Kampf zur Überwindung des Kapitalverhältnisses schrittweise zu
Bewusstsein gebracht werden – zum Verschwinden aber nur, durch
seine Aufhebung und die Überwindung ihrer materiellen Ursachen
durch die geplant/bewusste Wiederherstellung des Zusammenhangs
von konkretem und gesamtgesellschaftlichem Arbeitsprozess.

Ähnlich sind sexistische Verhaltensweisen, die Missachtung von
Frauen,  reaktionäre  Rollenbilder,  die  Naturalisierung  von
Geschlechterverhältnissen  etc.  nicht  durch  deren  kritische
Aufdeckung und Entlarvung ihrer „Falschheit“ zu überwinden,
oder durch moralische Appelle an Verhaltensänderung. So wenig
wie  der  Warenfetisch  als  falsches  Bewusstsein,  das  die
Menschen  zu  absurden  warenfetischistischen  Verhaltensweisen
bringt,  das  Kapitalverhältnis  erzeugt,  so  wenig  ist  der
Sexismus  eine  Ideologie,  die  erst  die  Frauenunterdrückung
hervorbringt.

Umgekehrt:  das  bestehende  Geschlechterverhältnis  beruht  auf
objektiven, materiellen Vorteilen eines Teils der Gesellschaft
und erst auf dieser Basis entsteht sexistische Ideologie und
Verhaltensweise  und  wird  dann  zum  wesentlichen
Transmissionsriemen  der  Frauenunterdrückung.

Die  objektive  gesellschaftliche  Unterdrückung  von  Frauen
zumindest seit der Entstehung von Klassengesellschaften ist
eine zweifache: eine Beherrschung der weiblichen Sexualität
als  Eigentum  des  Familienvaters  oder  Patriarchen  zwecks
eindeutiger  Vererbung  des  angeeigneten  Reichtums.  Die
Einschränkung der sexuellen Promiskuität wird dabei nur für
Männer durch Institutionen wie die Prostitution relativiert
(Doppelrolle Mutter/Hure). Die Funktion in der patriarchalen
Familie  der  jeweils  herrschenden  Klasse  strahlt  mehr  oder



weniger  auf  die  anderen  Schichten  der  Gesellschaft  aus.
Zweitens beruht das Unterdrückungsverhältnis auf dem Kommando
über die den Frauen zugeordnete Reproduktionsarbeit; auf ein
Herr/Magd-Verhältnis, das sich besonders seit dem Feudalismus
auch  in  den  unterdrückten  Klassen  ausgeprägt  hat
(Hausfrau/Magd-Rolle).

Diese  grundlegenden  Unterdrückungs-  und
Ausbeutungsverhältnisse bestimmen die gesamtgesellschaftliche
Arbeitsteilung, führen aber auch in nur indirekt betroffenen
Gebieten zu einem Machtgefälle in der Arbeitswelt. Schließlich
setzt sich dies auch im gesellschaftlichen Überbau (Recht,
Ideologie, Kultur, Wissenschaft, Politik) durch und wurde über
Jahrhunderte verfestigt, verfeinert und institutionalisiert.

Da es sich um ein gesellschaftliches Machtverhältnis handelt,
das  sich  auch  auf  das  Gebiet  der  menschlichen  Sexualität
unmittelbar  auswirkt,  wirkt  es  auch  prägend  auf  die
Persönlichkeitsentwicklung der nachfolgenden Generationen. Wie
die  Psychoanalyse  gezeigt  hat,  sind  die  gesellschaftlichen
Prägungen  der  frühkindlichen  bis  jugendlichen  Sexualität
derart  stark,  dass  auch  noch  so  bewusst-bemühtes
Entgegensteuern  die  „naturalisierten“
Geschlechterverhaltensweisen  kaum  verändern  kann  und  selbst
eine tiefgehende Therapie bloß pathologische Extremausschläge
abmildern kann. Von daher sind sexistische Verhaltensweisen
wie  auch  viel  schlimmere  Formen  der  Gewalt  gegen  Frauen
Bestätigungs-  und  Befestigungsakte  für  das  bestehende
Machtgefälle  zwischen  Männern  und  Frauen.

Dies  heißt  nicht,  dass  dieses  Unterdrückungs-  und
Ausbeutungsverhältnis bruchlos funktioniert und nicht auch im
bestehenden  Gesellschaftssystem  Änderungen  erzwungen  werden
könnten. Sowohl das Herr/Magd-Verhältnis wie auch die sexuelle
Beherrschung  von  Frauen  führen  zu  Entfremdungs-  und
Abhängigkeitsverhältnissen,  die  auch  für  Männer  letztlich
nicht befriedigend und für ein gutes Leben Grundlage sein
können.  Dazu  kommt,  dass  verschiedene  Klassengesellschaften



unterschiedliche  Bedingungen  für  die  Entwicklung  der
Frauenunterdrückung bedeuten und auch Unterschiede derselben
je nach sozialer Lage hervorbringen.

Es ist richtig, dass das abstrakte Kapitalverhältnis an sich
nicht  unmittelbar  mit  Frauenunterdrückung  verbunden  ist.
Sicher ergreift die Verallgemeinerung der Warenform auch die
sexuell verdinglichten Frauenrollen, um sie in der Porno-,
Werbe- oder Prostitutions- Industrie profitabel verwerten zu
können.  Wesentlicher  ist  jedoch,  dass  das  Kapital  die
kostenlose, nicht-vergesellschaftete Reproduktionsarbeit, die
es als „traditionelle Frauenarbeit“ geerbt hat, aufgegriffen
hat, und ganz zentral zur Senkung der notwendigen Arbeitszeit
(Reproduktion der Ware Arbeitskraft) und damit zur Gewinnung
von  Mehrwert  benötigt.  Insofern  wird  der  Druck  auf  das
Arbeitseinkommen  im  Sinne  der  nur  teilweisen  monetären
Begleichung  der  Reproduktionskosten  in  den  Familien  der
Lohnabhängigen speziell zum Druck auf Frauen – entweder ganz
zu Hause zu bleiben oder der Doppelbelastung von Familie und
Arbeit ausgesetzt zu werden. Diese Feststellung hat nichts mit
einer  Akzeptanz  von  traditionellen  Frauenrollen  zu  tun,
sondern  erklärt  den  für  lohnabhängige  Frauen  scheinbar
objektiven  Zwang,  durch  den  sie  wiederum  in  diese  Rollen
gedrängt zu sein scheinen.

Diese  Verhältnisse  sind  auch  insofern  brüchig,  als  Frauen
ihnen tatsächlich Widerstand entgegensetzen können.

Warum  Frauen  aufgrund  der  Prägung  der
Männer  bzw.  der  daraus  folgenden
„Machtgefälle“  sich  notwendigerweise  in
bestimmten Formen unabhängig organisieren
müssen (und nicht den Männern auch noch
die Frauenbefreiung überlassen können)
Sexismus ist eine männliche Verhaltensweise, die sich über



tausende  von  Jahren  verfestigt  hat,  dieser  ist  in  allen
Klassen präsent, auch in der Arbeiterklasse. De facto dienen
der  Sexismus  und  die  Unterdrückung  der  Frau  in  der
Gesellschaft insgesamt dazu, die Arbeiterklasse entlang der
Geschlechterlinien  zu  spalten.  Trotzdem  ist  aber  die
Arbeiterklasse  die  einzige  Klasse,  die  kein  objektives
Interesse  daran  hat,  dass  die  Unterdrückung  und
Diskriminierung  der  Frau  weiter  bestehen  bleibt.  Die
Möglichkeit des Sturzes des Systems, das alle ArbeiterInnen
ausbeutet  und  zugleich  die  Frauen  gesellschaftlich
unterdrückt, wird durch diese Spaltungen behindert. Insofern
haben die männlichen Arbeiter ein historisches Interesse am
Sturz des Kapitalismus und daran, dabei die Grundlage für die
gesellschaftliche Unterdrückung der Frau zu überwinden. Sie
sind daher die wirklichen strategischen Verbündeten der Frauen
der  Arbeiterklasse  im  Kampf  gegen  Unterdrückung  und
Ausbeutung.

Diese Spaltung führte in der Vergangenheit, aber auch noch
heute zu Privilegien, die auch viele männliche Arbeiter aktiv
verteidigen.

Auf der anderen Seite erhalten Frauen noch heute, obwohl sie
oft schon gleich oder sogar besser qualifiziert sind als ihre
männlichen Kollegen, für die gleiche Arbeit weniger Lohn und
Gehalt.

Die  soziale  Unterdrückung  der  Frau  hat  auch  eine
„psychologische“ Seite: die schlechtere Stellung von Frauen in
den  sozialen  Hierarchien  schadet  auch  ihrem  sozialen
Selbstwertgefühl und befördert damit auch wiederum eine Sicht
von  Männern,  Frauen  nicht  als  gleichwertige  Subjekte
anzusehen,  sondern  als  „Objekte“.

Damit dies durchbrochen werden kann und Frauen auch in der
Arbeiterbewegung vollständig und gleichberechtigt teilnehmen
können, werden sie selbst darum kämpfen müssen, dass ihre
Stimme gehört wird, damit ihre Teilnahme ernst genommen wird,



damit  die  Klasse  insgesamt  die  Forderungen  der  Frauen
aufgreift.

Zum zweiten müssen sich Frauen der Arbeiterklasse selbständig
organisieren  können,  um  Frauen  zu  erreichen,  die  in  der
Familie  und  außerhalb  der  gesellschaftlichen  Produktion
gefangen  sind  und  daher  leichter  für  rückständige  Ideen
gewonnen werden können.

Drittens  ist  eine  eigenständige  Organisation  von
Arbeiterfrauen notwendig, weil Frauen bei Aufständen oder gar
revolutionären Bewegungen oft an vorderster Front gegen ihre
Unterdrückung  kämpfen,  nicht  zuletzt  in  der  arabischen
Revolution  und  häufig  –  oft  neben  der  Jugend  –  die
militantesten  KämpferInnen  innerhalb  der  Reihen  der
Ausgebeuteten bilden. Dabei haben sie schon oft die Tendenz
gezeigt,  eigene  Organisationen  zu  bilden,  sei  es  in
existierenden Organisationen wie den Gewerkschaften, seien es
eigene  Organisationen/Komitees  zur  Durchsetzung  ihrer
Forderungen wie die Möglichkeit zur Abtreibung oder gleiche
Bezahlung.  Oder  sie  bildeten  Frauenorganisationen  zur
Unterstützung der kämpfenden männlichen Arbeiter wie z.B. in
England während des großen Bergarbeiterstreiks in den 80iger
Jahren.  Diese  leisteten  immer  einen  wichtigen  Beitrag  zur
Überwindung  der  Spaltung  innerhalb  der  Arbeiterklasse  und
fördert  die  Klasseneinheit  und  Klassensolidarität.
Gleichzeitig stärken die Schaffung solcher Unterstützergruppen
die Fähigkeiten von Frauen zur Teilnahme am Kampf und sogar
dann, wenn sie auf sexistische Ablehnung trafen.

Dies  schließt  auch  die  Notwendigkeit  des  Aufbaus  von
Frauengruppen  in  den  Gewerkschaften  mit  ein,  damit  Frauen
gerade  in  diesen  Organisationen  der  Arbeiterbewegung  ihre
besondere Unterdrückung diskutieren und ihr Selbstvertrauen im
Kampf stärken können, um mehr Frauen in die Gewerkschaften zu
bringen, Klassenbewusstsein zu entwickeln und in der Praxis
und  Theorie  zu  erkennen,  dass  der  Kampf  um  vollständige
Emanzipation nur mit der Arbeiterbewegung möglich ist.



Warum  die  Frauenbewegung  im  20.
Jahrhundert  tatsächlich  wesentliche
Fortschritte erzielt hat und auch gewisse
soziale Umwälzungen erzielen konnte
Die Geschichte des 20. Jahrhunderts ist auch eine Geschichte
des  Kampfes  für  die  politischen  und  sozialen  Rechte  von
Frauen. Das Frauenwahlrecht existierte selbst für die Frauen
aus dem Bürgertum noch nicht und musste erst in zähen Kämpfen
errungen werden. Auch heute ist die rechtliche Gleichstellung
der Frauen in vielen Ländern der Erde noch Zukunftsmusik.

Auch  die  soziale  Stellung  der  Frauen,  Beschränkungen  im
Arbeitsleben,  Fehlen  von  Kinderbetreuung  und  sexistische
Ausgrenzung  konnten  eingeschränkt  werden.  Aber  diese
Fortschritte waren – selbst wenn sie wie z.B. die Ausdehnung
der  Erwerbsarbeit  der  Frauen  auch  mit  veränderten
Erfordernissen der Kapitalverwertung einhergingen – immer auch
das Resultat von gesellschaftlichen Kämpfen.

Die  Ausweitung  des  Wahlrechts  war  in  vielen  Ländern  ein
Resultat  der  revolutionären  Entwicklungen  nach  dem  Ersten
Weltkrieg.  Dabei  ist  auch  bezeichnend,  dass  die  meisten
substantiellen  Veränderungen  als  Resultat  von  Kämpfen
herbeigeführt  wurden,  an  deren  Spitze  die  Arbeiterklasse
stand, in der die Arbeiterinnen eine zentrale Rolle spielten.

Es ist kein Zufall, dass die russische Revolution 1917 auch
ein  Meilenstein  für  die  Emanzipation  der  Frauen  war.  Das
trifft nicht nur auf die Einführung des Wahlrechts, sondern
auch auf die massive Erleichterung des Scheidungsrechts, den
Aufbau einer proletarischen Frauenbewegung oder Schritte zur
Vergesellschaftung  der  Hausarbeit  zu.  Selbst  in  der  Roten
Armee  wurden  Frauen  als  Kämpferinnen  und  Kommandeurinnen
integriert.

Zugleich markierte der Beginn des 20. Jahrhunderts auch einen



Meilenstein bei der Herausbildung einer proletarischen, einer
sozialistischen und kommunistischen Frauenbewegung.

Doch  diese  fiel  nicht  von  ungefähr  einer  inneren
Konterrevolution  in  der  Arbeiterbewegung  zum  Opfer.  Der
reformistischen  Sozialdemokratie  war  die  sozialistische
Frauenbewegung einer Clara Zetkin immer schon ein Dorn im Auge
– nicht zuletzt, weil sie den Kampf gegen Frauenunterdrückung
mit dem Kampf gegen Kapitalismus und imperialistischen Krieg
verband. Im Stalinismus wurden die politischen und sozialen
Errungenschaften  der  Oktoberrevolution  praktisch  rückgängig
gemacht.  Die  „sozialistische  Familie“  wurde  wieder  in  ihr
Recht gesetzt, die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung und
die Mutterrolle der (Ehe)frau ideologisch und rechtlich wieder
gefestigt.

Es  ist  kein  Wunder,  dass  die  radikal-feministische,  die
autonome und auch die sozialistisch-feministische Bewegung der
1960er  bis  80er  Jahre  ein  distanziertes  bis  ablehnendes
Verhältnis  zum  Marxismus  hatte  angesichts  einer  durch  und
durch reformistischen Frauenpolitik von Sozialdemokratie und
Stalinismus, aber auch großer Teile der „radikalen Linken“,
die  den  Kampf  um  Frauenbefreiung  nicht  nur  theoretisch,
sondern v.a. praktisch als Nebensache verstanden.

Ohne  Zweifel  kommt  dieser  Phase  der  Frauenbewegung  der
Verdienst zu, die männlich dominierte Linke „aufgeweckt“, ihr
ihren Spiegel vorgehalten zu haben, sie hat zweifellos auch
erzwungen,  dass  sich  linke  Organisationen  ernsthafter  zur
Frauenfrage verhalten mussten.

Aber das darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass auch die
radikalen  und  selbst  die  sozialistisch-feministischen
Strömungen  zu  falschen  Vorstellungen  fanden,  dass  die
Gesellschaft  von  zwei  nebeneinander  stehenden
Widerspruchsverhältnissen  –  dem  Kapitalverhältnis  und  dem
Patriarchat – durchzogen wären, dass somit im Extremfall die
Frauen aller Klassen den Männer aller Klassen als Unterdrücker



gegenüberstünden.

Hier  fand  also  ein  Bruch  statt  mit  der  Tradition  der
sozialistischen  Frauenbewegung,  die  korrekterweise  davon
ausging, dass sich die proletarischen Frauen unabhängig von
der bürgerlichen Frauenbewegung politisch organisieren müssen,
da  die  bürgerlichen  Frauen  (nicht  unbedingt  einzelne
AktivistInnen)  in  ihrer  Gesamtheit  notwendigerweise  ein
Interesse  an  der  Aufrechterhaltung  der  Klassenunterdrückung
und daher auch an der Spaltung des Proletariats haben mussten
und müssen.

Heute stehen wir vor dem Problem, dass wir nicht von einer
Massenbewegung der Frauen  sprechen können. Die feministische
„Bewegung“ ist weitgehend zu einer akademischen Veranstaltung
geworden.

Dabei ist der Aufbau einer kämpferischen Massenbewegung der
Frauen  aus  der  Arbeiterklasse  angesichts  der  verschärften
Angriffe in der Krise eine strategische Notwendigkeit. Nur so
können die bestehenden Rechte der Frauen gesichert oder neue
errungen werden.

Dabei stehen wir auch vor einer offenkundig widersprüchlichen
Entwicklung.  Noch  nie  waren  so  viele  Frauen  erwerbstätig,
Frauen leisten den Großteil der Arbeit der Menschheit. In
Ländern wie Indien oder in den arabischen Revolutionen treten
Frauen  in  Massen  als  Kämpferinnen  und  Aktivistinnen  in
Erscheinung. Aber um ihr soziales Gewicht, ihre Masse zur
vollständigen Wirksamkeit zu bringen, ist es notwendig, eine
proletarische Frauenbewegung neu aufzubauen; eine Bewegung, in
der alle politischen Strömungen der Arbeiterklasse vertreten
sein sollen und in der revolutionäre, kommunistische Frauen um
die politische Führung kämpfen müssen.

Warum  viele  dieser  Fortschritte  heute



wieder  in  Gefahr  sind,  auch  wenn  sehr
viel mehr Frauen aus der Reproduktions-
in die Produktionsarbeit gewechselt sind
Auch wenn eine der Errungenschaften der Frauenbewegung der
1970er und 80er Jahre darin besteht, dass Frauen heute sehr
gut  qualifiziert  sind,  oft  besser  als  ihre  männlichen
Kollegen, hat dies an ihrer grundsätzlichen gesellschaftlichen
Unterdrückung nichts geändert.

Die soziale Unterdrückung der Frau hat ihre Ursache letztlich
in  einer  geschlechtsspezifischen  Arbeitsteilung  und  der
Bindung der Frau an die private Hausarbeit. D.h. dass Frauen
nach  wie  vor  die  Hauptlast  der  Hausarbeit  und  der
Kinderbetreuung  zu  tragen  haben.  Daran  konnte  auch  die
Frauenbewegung nichts ändern.

Die  bürgerliche  Familie  hat  für  Frauen  immer  noch  eine
doppelte Unterdrückungsfunktion: Sie führt nicht nur zu einer
zeitlichen  und  nervlichen  Doppelbelastung  für  berufstätige
Frauen,  sondern  dadurch  werden  Frauen  phasenweise  aus  dem
Berufsleben,  tw.  sogar  aus  dem  gesellschaftlichen  Leben
überhaupt herausgerissen.

Zum anderen – und eng mit ihrer „Hausfrauenrolle“ verbunden –
sind  die  Aufstiegs-  und  Verdienstmöglichkeiten  von  Frauen
deutlich schlechter als die der Männer.

In Krisenzeiten – wie wir sie gerade erleben – wird diese
gesellschaftliche Unterdrückung der Frau auch noch durch eine
reaktionäre „Frauen- und Familienpolitik“ verstärkt und alle
erkämpften  Errungenschaften  wieder  grundsätzlich  in  Frage
gestellt. Um nur einige Beispiele zu nennen:

Die Kommunen sparen an sozialen Ausgaben. Als eine der
ersten  kommunalen  Versorgungspflichten  wird  an  der
Kinderbetreuung oder bei Kinder- und Jugendeinrichtungen
gespart.  Bis  heute  kann  der  Anspruch  auf  einen



Kindergartenplatz nicht umgesetzt werden. Frauen aus der
Mittelschicht oder mit gut bezahlten Jobs können sich
eine private Kinderbetreuung durch Tagesmütter z.B. noch
leisten,  Frauen  aus  der  Arbeiterklasse  weniger.  Was
wiederum gerade Frauen aus der Arbeiterklasse zwingt, zu
Hause zu bleiben oder sich mit prekären Jobs wie z.B.
als Tagesmutter durchzuschlagen.
Die Einführung der „Herdprämie“ gerade zur jetzigen Zeit
hat zum Ziel berufstätige, Frauen wieder zurück in die
Familie  zu  zwingen  oder  Frauen,  die  in  die
Berufstätigkeit  drängen,  zumindest  zeitweilig  davon
abzuhalten  und  zementiert  damit  wieder  die  alte
Rollenverteilung  in  der  Familie.

Warum  es  trotz  der  gesellschaftlichen
Prägung  richtig  ist,  über
Verhaltensregeln,  Änderungen  von
Diskussionskultur,  positive
Diskriminierung  etc.  in  verschiedensten
Bereichen  und  speziell  in  linken
Organisationen  um  Verbesserungen  zu
kämpfen  und  sexistisches  Verhalten  zu
bekämpfen
Wie  bereits  erwähnt,  wirkt  der  Sexismus  auch  in  die
Arbeiterbewegung hinein. Auch linke Organisationen sind nicht
von  Sexismus  oder  sexistischem  Verhalten  der  männlichen
Mitglieder  frei,  auch  wenn  diese  Organisationen  in  ihrem
Programm  die  Emanzipation  der  Frauen  zum  Ziel  haben.
Sexistisches Verhalten ist nicht allein durch Analyse und ein
„anderes“ Bewusstsein zu überwinden, es kann immer wieder –
auch unbewusst – auch in diesen Organisationen zu sexistischem
Fehlverhalten kommen. Letztendlich kann die Unterdrückung der
Frau  nur  durch  den  Kampf  gegen  deren  gesellschaftlichen



Ursachen überwunden werden.

Gerade weil linke Organisationen sich auf die Befreiung der
Frau berufen und sich diese ernsthaft zum Ziel setzen, müssen
sie den Sexismus auch in ihren eigenen Reihen bekämpfen –
nicht nur innerhalb der Arbeiterklasse. Um dies zu leisten,
müssen sie spezielle Maßnahmen ergreifen, um Frauen innerhalb
der Partei/Organisation – und in der Klasse – zu stärken und
zu unterstützen.

Sie müssen das Recht auf gesonderte Treffen von Frauen haben,
bei denen sie sich z.B auf bestimmte Treffen aller Mitglieder
vorbereiten oder bei denen sie besondere Maßnahmen für die
Förderung  von  Frauen  besprechen,  um  auch  Führungs-  oder
verantwortliche  Positionen  übernehmen  zu  können  oder
sexistisches Verhalten zu überprüfen und Maßnahmen dagegen zu
diskutieren etc.

Die Organisation muss eine Kinderbetreuung organisieren, um
auch Müttern die Teilnahme an politischen Veranstaltungen zu
ermöglichen.  Solange  die  Hausarbeit  und  das  Aufziehen  von
Kindern nicht vergesellschaftet sind, sind Männer politisch
und  moralisch  verpflichtet,  sich  an  diesen  Tätigkeiten
entsprechend zu beteiligen.

Auch wenn Frauen diese Rechte garantiert sein müssen, geht es
nicht  darum,  dass  die  Frauen  gesondert  und  ausschließlich
„ihren  Kampf“  organisieren  müssten,  da  sie  allein  die
subjektive  Erfahrung  ihrer  Unterdrückung  hätten.  Die
Unterdrückung  der  Frauen  und  ihr  Verhältnis  zur
Klassengesellschaft  wird  nicht  durch  subjektive  Erfahrung
allein  entdeckt  (ebenso  wenig  wie  die  Ausbeutung  der
Arbeiterklasse), sondern erst durch eine bewusste politische
Aneignung dessen, was die Ursachen dieser Unterdrückung sind.
Dafür müssen sie den Kampf um Befreiung auch innerhalb einer
revolutionären Organisation führen.



Sexismus  –  Reaktionäre
marschieren “für das Leben”
Christian Gebhardt, Neue Internationale 222, September 2017

Am 16. September wird auch dieses Jahr in Berlin der „Marsch
für  das  Leben“,  ein  Schweigemarsch  in  Gedenken  an  alle
abgetriebenen Embryonen und Föten („Kinder“), stattfinden. Er
steht dieses Jahr unter dem Motto: „Marsch für das Leben. Die
Schwächsten schützen – Selektion und Abtreibung beenden“. Die
FundamentalistInnen  fordern  eine  Revision  der  bestehenden
Abtreibungsgesetze. Für sie soll der gesetzliche Schutz des
Lebens als alleiniger Richtwert gelten und das beginnt für die
„LebensretterInnen“  schon  ab  der  Befruchtung.  Laut  ihnen
gehört „staatliche Finanzierung von Schwangerschaftsabbrüchen“
abgeschafft, und die frei werdenden Mittel sollen eher „in die
Zukunft  der  Kinder“  investiert  werden.  Die  Kosten  einer
Abtreibung sollen alleine auf die Frauen abgewälzt werden und
durch finanziellen Druck zum Austragen des „Kindes“ führen.

Wer steht hinter dem Marsch?
Den  VeranstalterInnen  des  Marsches  geht  es  um  mehr  als
Angriffe  auf  die  Selbstbestimmung  der  Frauen.  Kirchen,
Freikirchen sowie PolitikerInnen des konservativen und rechten
Spektrums  halten  die  Familie  als  Fundament  unserer
Gesellschaft  hoch.  Nichtheterosexuelle  Sexualität  und
Abtreibung haben ihnen zufolge an Schulen und in Köpfen nichts
zu suchen. Ihre reaktionäre Haltung zeigt sich also nicht nur
darin, Verhütungsmittel, Abtreibungen und sexuelle Aufklärung
zu  verhindern.  Ihr  ideologischer  Kampf  um  die  bürgerliche
Familie  ist  die  treibende  Kraft  hinter  ihren  reaktionären
Forderungen.
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Dass  täglich  Frauen  an  den  Folgen  illegaler  Abtreibungen
sterben,  ist  hierbei  egal.  Die  natürliche  Aufgabe  einer
erfüllten Frau sei es nun mal, Kinder zu bekommen und diese
großzuziehen.  Ob  sie  dabei  noch  andere  Familienangehörige
pflegen oder gar arbeiten muss, kümmert nicht. Die Natur und
Gott haben nun mal gesprochen und nicht die Frau, sondern „das
Schicksal“ soll über das Leben entscheiden.

Recht auf Abtreibung durchsetzen
Die realen Ursachen, die Frauen zu einer Abtreibung bewegen,
interessieren nicht. Vielmehr wird der „Schutz des ungeborenen
Lebens“ mythologisiert. Im „Namen des Kindes“ sollen die über
Jahrzehnte  erkämpften  Rechte  der  Frauen  moralisch  und
politisch  diskreditiert  werden,  um  so  die  reaktionären
Interessen  der  „LebensschützerInnen“  vor  allem  gegen  die
lohnabhängigen Frauen durchzusetzen.

Dabei existiert selbst in Deutschland das Recht auf Abtreibung
nur  eingeschränkt.  In  rechtlicher  Hinsicht  stehen  ihm
Fristenlösungen und Zwangsberatungen im Weg, in materieller
Hinsicht wird es dadurch behindert, dass die Abtreibung eben
nicht kostenfrei erfolgt oder in konservativen Regionen nicht
ausreichend Klinken zur Verfügung stehen.

Die Forderung nach kostenfreier Abtreibung auf Wunsch, ohne
Fristen und Einschränkungen bleibt daher ein zentrales Ziel
der Linken, der Frauenbewegung, der ArbeiterInnenklasse.

Der Kampf gegen die Ideologie und das reaktionäre Frauenbild
der LebenschützerInnen ist eben nicht nur ein ideeller – und
darf  auch  nicht  nur  auf  dieser  Ebene  geführt  werden.
Schließlich bildet die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung,
die private Organisierung der Hausarbeit in der Kleinfamilie
die  Basis  für  die  Entstehung  und  Reproduktion  angeblich
natürlicher Geschlechterrollen. Dieser kann letztlich nur der
Boden  entzogen  werden,  indem  der  Kampf  für  sexuelle
Selbstbestimmung mit dem Kampf für die Vergesellschaftung der



Hausarbeit, darunter der Kindererziehung wie der Pflege von
Angehörigen, verbunden wird.

CSD  2017  –  Buntes  Treiben
oder Kampftag?
Leonie  Schmidt,  Revolution,  Neue  Internationale  221,
Juli/August  2017

Laute Technomusik, viele bunt geschminkte Menschen und über
ihnen wehen Fahnen, meist im Spektrum des Regenbogens. Ebenso
sieht man Wagen von Initiativen sowie Ländern und Konzernen.
Alle zusammen feiern eine riesige Party für LGBTIA-Rechte. Die
Rede ist vom Christopher Street Day.

Der Ursprung
Häufig  ist  der  Ursprung  des  CSD  nur  noch  wenigen
DemonstrationsteilnehmerInnen wirklich bewusst. In den 1960er
Jahren hatte es in New York immer wieder übermäßige Razzien in
Bars  für  Trans-  und  Homosexuelle  gegeben.  Afro-  und
LateinamerikanerInnen traf die Schikane der PolizistInnen am
heftigsten.  So  auch  im  Stonewall  Inn,  in  der  New  Yorker
Christopher  Street,  wo  eine  Polizeikontrolle  durchgeführt
wurde  und  auch  Anwesende  verhaftet  worden  sind.  Doch  zum
ersten Mal in der Geschichte der LGBTIA-Bewegung ließen sich
die sexuell Unterdrückten die Prozedur nicht gefallen – dies
ist als Stonewall-Aufstand in die Geschichte eingegangen.

Vornehmlich afro- und lateinamerikanische Drags, Transmenschen
und  Homosexuelle  wehrten  sich.  Sie  konnten  die  Polizei
vertreiben, aber dafür griff diese im Laufe der Nacht einige
Drags und Transmenschen auf und misshandelte sie. Daraufhin
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kam es in den nächsten Tagen zu größeren Demonstrationen und
kämpferischen Auseinandersetzungen rund um das Stonewall Inn.
Der  CSD  wurde  als  eine  Art  Gedenktag  angesetzt  und  wird
heutzutage hauptsächlich als „Gay Pride“ begangen.

Dabei  geht  es  vor  allem  darum,  die  eigene  sexuelle  und
geschlechtliche „Identität“ nach außen zu tragen. Das an sich
soll hier nicht kritisiert werden. Was aber scheinheilig ist,
ist, dass auch Parteien und Konzerne mitlaufen, obwohl ihre
Politik oftmals zu Ungunsten der LGBTIA-Community geartet ist,
und  gleichzeitig  eine  Entpolitisierung  des  Protestes
stattfindet.  Zudem  ist  die  Ignoranz  der
DemonstrationsteilnehmerInnen gegenüber der weiter reichenden
sexuellen Unterdrückung anzumerken. Denn diese ist nicht nur
im  Alltag  vorhanden,  wie  oft  von  RednerInnen  auf  dem  CSD
beschrieben  wird  (wenngleich  diese  natürlich  auch  äußerst
unangenehm  und  zu  bekämpfen  ist),  sondern  hauptsächlich
strukturell angesiedelt.

Die Situation heutzutage
Auch Deutschland ist nicht so offen gegenüber einem Leben
fernab der heterosexuellen Norm, wie es gerne vorgibt zu sein.
So ist es zu bemängeln, dass mensch im Aufklärungsunterricht
in der Schule nie wirklich etwas über queeren Sex hört oder
gar erklärt bekommt, wie beispielsweise Safer Sex aussieht,
wenn man sich nicht vor Schwangerschaften schützen muss und
auch kein Kondom zum Einsatz kommen kann. In vielen Ländern
sind  LGBTIA  auch  staatlichen  Gewalttaten  ausgesetzt,  unter
anderem in Russland, wo in den letzten Jahren eine regelrechte
Hetzjagd auf Homosexuelle durchgeführt wurde. Zurzeit werden
besonders in Tschetschenien, vom dortigen Ministerpräsidenten
Kadyrow  unterstützt,  Schwule  verschleppt,  misshandelt  und
letztendlich in Lagern ermordet. Auch in den USA geht es für
LGBTIA nicht gerade lustig zu: alleine im Jahr 2017 gab es
bisher 9 Morde, vornehmlich an Trans-Frauen of Color.

Gleichzeitig werden aber auch Länder glorifiziert, bei denen



es  angeblich  ganz  fortschrittliche  und  tolle  Rechte  für
sexuell Unterdrückte gibt. In Teilen der deutschen Linken und
der  liberalen  LGBTIA-Bewegung  ist  es  nämlich  nichts
Ungewöhnliches,  wenn  Israel  für  sein  tolles  Engagement  im
queeren Bereich verehrt wird. Pinkwashing nennt sich das. Es
soll aufzeigen, wie modern und progressiv ein Staat ist, und
wie im Fall Israels davon ablenken, dass gleichzeitig die
Menschenrechte der PalästinenserInnen, und seien sie noch so
queer,  mit  Füßen  getreten  werden,  und  soll  außerdem  die
queeren Menschen von anderen, ebenfalls unterdrückten Gruppen
isolieren.  Auch  wird  der  direkte  Vergleich  zu  angeblich
barbarischen  und  homophoben  Gruppen  gezogen,  um  diese
weiterhin zu unterdrücken. Somit kann eben zum Beispiel die
israelische Regierung ihren Kolonialismus vorantreiben und die
Islamophobie  propagandistisch  ausnutzen.  Sicher,  in  der
arabischen Welt gibt es immer noch Homophobie, aber genauso
ist es überall auf der ganzen Welt, weil es leider nach wie
vor ein universelles Problem ist. Pinkwashing ist und bleibt
also ein Instrument zur Spaltung.

Für uns ist klar, dass es im Kapitalismus nicht möglich sein
wird,  sich  von  sexueller  Unterdrückung,  genau  wie  von
Sexismus, vollständig zu befreien. Durch die Notwendigkeit der
bürgerlichen  Familie  im  kapitalistischen  System  wird  auch
diese immer die Norm bleiben und besonders geschützt werden,
während  LGBTIA-Familien  oder  Beziehungen  immer  als
„unnatürlich“  bezeichnet  werden.  Erst  auf  dem  Weg  zum
Kommunismus  über  den  Sozialismus  kann  sich  dieser
gesellschaftliche  Widerspruch  auflösen.

Was tun?
Aufgrund der strukturellen Unterdrückung von LGBTIA ist es
aber gerade wichtig, dagegen anzukämpfen und auf dem CSD nicht
nur zu feiern, dass man „anders“ ist. Es reicht eben nicht
aus, ein paar Regenbogenfahnen zu schwingen und durch die
Straßen zu tanzen. Nein, für die Rechte der LGBTIA muss aktiv



und  zur  Not  auch  militant  eingetreten  werden  –  auch  und
besonders von Seiten der heteronormativen Gesellschaft.

Der CSD muss wieder kämpferisch werden! Trotzdem muss der
Kampf gegen sexuelle Unterdrückung als ein täglicher Kampf
gelten,  der  nicht  nur  einmal  jährlich,  sondern  bei  allen
politischen  Fragen,  egal  ob  Flucht,  Armut  oder  Bildung,
geführt werden muss. Gleichzeitig kann er auch nur gewonnen
werden, wenn er eingebettet ist in den gemeinsamen Kampf aller
Unterdrückten weltweit.

Volle  Legalisierung  von  LGBTIA  weltweit  und  gleiche
Rechte in ihren Beziehungen wie die von Heterosexuellen
(finanzielle Gleichstellung, Adoptionsrecht)!
Gleichwertige  Darstellung  von  LGBTIA-Beziehungen  mit
Heterosexualität im Aufklärungsunterricht!
Selbstverteidigungskomitees für LGBTIA gegen Übergriffe
und das Recht auf gesonderte Treffen (Caucus) in der
ArbeiterInnenbewegung!


